
 

 
 
 
 
 
 
 

Frau Vorsitzende  
Angela Erwin, MdL 
Landtag Nordrhein-Westfalen 
Postfach 10 11 43 
400002 Düsseldorf  
 
ausschließlich per E-Mail: anhoerung@landtag.nrw.de  
 
 

 
 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf über die Gewährung eines Anwär-
tersonderzuschlags für Laufbahnbewerberinnen und Laufbahnbewer-
ber des feuerwehrtechnischen Dienstes in den Gemeinden und Ge-
meindeverbänden in Nordrhein-Westfalen (Anwärtersonderzuschlags-
gesetz feuerwehrtechnischer Dienst – AnwSoZG Feu) -  
Drucksache 18/12816 

 
 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Möglichkeit, zu dem Gesetzentwurf der Landesre-
gierung zur Gewährung von Anwärtersonderzuschlägen für Laufbahn-
bewerber des feuerwehrtechnischen Dienstes der Gemeinden und Ge-
meindeverbände in Nordrhein-Westfalen Stellung nehmen zu können. 

Sie finden unsere Stellungnahme beigefügt (Anlage).  
 

Wir bitten Sie, unsere Anregungen zu berücksichtigen.  
 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 

 

 

 
 

Dr. Christine Wilcken 
Beigeordnete 

Städtetag Nordrhein-Westfalen 

 
Andreas Wohland 
Geschäftsführer 

Städte- und Gemeindebund  
Nordrhein-Westfalen 
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Andreas Wohland 
Geschäftsführer 
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Stellungnahme  

Zum Gesetzentwurf über die Gewährung eines Anwärtersonderzuschlags für Laufbahnbewer-
berinnen und Laufbahnbewerber des feuerwehrtechnischen Dienstes in den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden in Nordrhein-Westfalen (Anwärtersonderzuschlagsgesetz feuerwehrtech-
nischer Dienst – AnwSoZG Feu) - Drucksache 18/12816 

 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zu dem o.g. Gesetzentwurf Stellung nehmen zu können. 
Der Städtetag NRW und der Städte- und Gemeindebund NRW begrüßen ausdrücklich, dass die 
Rechtsgrundlage für die Gewährung von Anwärtersonderzuschlägen im feuerwehrtechnischen 
Dienst nach mehreren Übergangserlassen nun in einem unbefristeten Gesetz geregelt werden.  
 
Wir befürworten die in dem Gesetzentwurf vorgesehene Regelung, die Zahlung des Anwärterson-

derzuschlags für alle Laufbahngruppen verpflichtend einzuführen, sofern ein erheblicher Mangel 
an qualifizierten Laufbahnbewerberinnen und Laufbahnbewerbern festgestellt wird. 
 
Folgende Anpassungen im Gesetzentwurf sind aus unserer Sicht notwendig: 
 

1. Landesweite Feststellung des erheblichen Personalmangels 
 

Der Städtetag NRW und der Städte- und Gemeindebund NRW sprechen sich für eine landesweite 
Feststellung des erheblichen Personalmangels aus. Ein solcher Ansatz vermeidet kontraprodukti-
ven Konkurrenzdruck zwischen den Kommunen, der entstehen könnte, wenn einzelne Kommu-
nen einen Zuschlag zahlen würden und andere nicht. Der Wettbewerb um geeignete Bewerberin-
nen und Bewerber würde sich dadurch verschärfen, was dem Ziel des Gesetzes – der Attraktivi-
tätssteigerung des feuerwehrtechnischen Dienstes insgesamt – entgegenwirken würde. Aus der 
kommunalen Praxis wissen wir, dass die Bewerber und Bewerberinnen sich in allen Laufbahn-
gruppen an mehreren Dienststellen bewerben. Es ist immer wieder feststellbar, dass nach Ein-
stellungszusagen Kandidaten wechseln, weil sie beispielweise in Wohnortnähe doch noch eine 
Zusage bekommen haben. 
 
Zudem sehen auch wir in einer landesweiten Regelung eine deutliche Reduzierung bürokratischer 
Hürden. Die Nachweispflicht auf kommunaler Ebene wäre mit erheblichem Verwaltungsaufwand 
verbunden. Insofern führt eine zentrale Feststellung des Mangels aus unserer Sicht zu einem effi-
zienteren Verfahren.  
 
Wir halten es daher für dringend erforderlich, in § 1 Absatz 2 S. 1 AnwSoZG Feu-E die Passage 
„in der jeweiligen Gemeinde oder dem jeweiligen Gemeindeverband“ zu streichen und eine Er-
gänzung „Ob landesweit ein erheblicher Mangel …“ einzufügen.  
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2. Nahtlose Gewährung des Anwärtersonderzuschlags sicherstellen 
 

Um eine nahtlose Gewährung des Anwärtersonderzuschlags sicherzustellen, sollte ein neuer An-
trag rechtzeitig vor dem Auslaufen der Regelung gestellt werden können und nicht erst nach Ab-
lauf von fünf Jahren.  
 
Wir regen daher an, auf diese Einschränkung zu verzichten oder die Regelung des § 1 Absatz 2 
S. 2 so zu formulieren, damit eine nahtlose Gewährung des Zuschlags im Bedarfsfall sicherge-
stellt werden kann. 
 
Wir bitten Sie, unsere Anregungen zu berücksichtigen.  

 
 
 
 
 
 
 


